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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Nach den Kantonen Aargau, Basel-Land, Genf und Tessin reichten nun auch Zürich und
Zug Standesinitiativen für eine Verankerung des Bankgeheimnisses in der
Bundesverfassung ein. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.01.2004
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Si le Conseil national est entré en matière sur des initiatives cantonales de Berne, Saint-
Gall (Kt. Iv. 08.315), et Fribourg (Kt. Iv. 08.332) visant à interdire le transit d’animaux de
boucherie par la Suisse, le Conseil des Etats a maintenu sa position initiale et les a
classées. De même, il n’a pas donné suite aux initiatives cantonales de même teneur de
Zurich (Kt. Iv. 09.305), Lucerne (Kt. Iv. 09.309), Bâle-Campagne (Kt. Iv. 10.307) et Bâle-
Ville (Kt. Iv. 10.334). 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Staatsfinanzen des Bundes befanden sich im Berichtsjahr trotz der wirtschaftlichen
Wachstumsverlangsamung in solider Verfassung. Im Gegensatz zum defizitgeplagten
Ausland schloss die Staatsrechnung erneut mit einem Überschuss. Vor diesem
Hintergrund überraschte es kaum, dass die eidgenössischen Räte radikalen
Reformvorschlägen nicht wohlwollend gesinnt waren. So gab der Nationalrat drei
Standesinitiativen keine Folge, die eine Vereinfachung des Steuersystems verlangten.
Damit wurden die im Jahre 2010 durch den Ständerat gefällten Beschlüsse bestätigt.
Das erste Geschäft betraf die Standesinitiative „Easy Swiss Tax“, welche der Kanton
Zürich bereits im Jahre 2008 eingereicht hatte. Der Vorstoss zielte darauf ab, die
eidgenössische Steuergesetzgebung grundlegend zu revidieren, indem Gemeinden und
Kantone bei der Einkommensbesteuerung individuelle Einheitssteuertarife und fixe
Einheitsabzüge einführen sowie die geltenden Vermögens- und Ertragsbesteuerungen
durch eine Soll-Kapitalrendite-Besteuerung ersetzen sollten. In der Frühjahrssession
sprach sich eine knappe Mehrheit von 77 zu 74 NationalrätInnen gegen die
Standesinitiative aus. Deutlicher fiel das Abstimmungsergebnis zu einer
Standesinitiative des Kantons Basel-Stadt (St. Iv. 10.309) aus, welche die
Steuerausnahmen und die Steuerabzüge auf das unbedingt Notwendige reduzieren, den
Grundsatz der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stärken und eine koordinierte
Vorgehensweise von Bund und Kantonen bei der Reform ihrer Steuersysteme fördern
wollte. Mit 101 zu 47 Stimmen gab auch der Nationalrat diesem Vorstoss keine Folge. Das
gleiche Schicksal wurde schliesslich einer Standesinitiative des Kantons Neuenburg (St.
Iv. 08.325) zuteil, welche die Bundesversammlung aufgefordert hätte, bei der direkten
Besteuerung von natürlichen Personen eine Erhebung an der Quelle zu ermöglichen.
In der Frühjahrsession stimmte eine Mehrheit von 107 zu 51 Nationalrätinnen gegen
dieses Anliegen. Der Ständerat hatte dieser Standesinitiative bereits im Jahre 2010
keine Folge geben. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2012
LAURENT BERNHARD

In der Frühjahrssession 2018 bereinigte der Ständerat mit den Standesinitiativen des
Kantons Aargau (St.Iv. 16.318), des Kantons Zürich (St.Iv. 06.302), des Kantons Bern (St.Iv.
07.305) und des Kantons Basel-Stadt (St.Iv. 08.318) sowie einer Motion FK-NR (Mo.
16.3006) einige Altlasten zum Thema Heiratsstrafe und Individualbesteuerung. Konkret
forderten die älteren drei Standesinitiativen sowie die Motion eine Ablösung der
Ehepaar- und Familienbesteuerung durch eine Individualbesteuerung bei den
Einkommenssteuern respektive den direkten Steuern und den kantonalen Einkommens-
und Vermögenssteuern. Die Standesinitiative des Kantons Aargau ergänzte die
entsprechenden Forderungen um Aspekte der Sozialversicherungen. Bereits im Februar

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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hatte die WAK-SR die Vorstösse vorberaten und mit 7 zu 5 (Standesinitiative Aargau), 10
zu 1 (übrige Standesinitiativen) und 8 zu 2 (Motion) beantragt, ihnen keine Folge zu
geben. Begründet wurden diese Entscheide damit, dass dem Bundesrat der
entsprechende Auftrag mit der Annahme der Motion Bischof (cvp, SO) bereits erteilt
worden sei, weshalb die Botschaft des Bundesrates abgewartet und nicht parallel an
einer eigenen Version gearbeitet werden solle. Um Druck auf den Bundesrat ausüben zu
können, beantragte eine Kommissionsminderheit die Annahme der aargauischen
Standesinitiative. 

In der Ständeratsdebatte verwies Kommissionspräsident Bischof (cvp, SO) auf die
Kommissionsempfehlung und erklärte überdies kurz die Vorgeschichte der drei älteren
Standesinitiativen. Entgegen der Empfehlung der Kommission hatte der Ständerat den
drei Initiativen 2009 knapp zugestimmt, der Nationalrat hatte sie jedoch noch im
selben Jahr abgelehnt. Anschliessend wurde ihre Beratung bis nach der Abstimmung
über die Initiative „für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe” sistiert. Eine
Behandlung dieser doch relativ lange zurückliegenden Vorstösse ist möglich, weil es vor
Juni 2013 keine Behandlungsfristen gab. Behandelt würden die Vorlagen aber in der
aktuellen Frühjahrssession, weil die Behandlungsfrist der im Jahr 2016 eingereichten
Standesinitiative des Kantons Aargau bald ende und sie nicht sistiert werden könne,
erklärte Bischof. Minderheitensprecher Graber (cvp, LU) kehrte zu den inhaltlichen
Aspekten zurück und betonte, dass die aargauische Standesinitiative weitergehe als die
angenommene Motion Bischof: Sie schliesse eben auch sozialversicherungsrechtliche
Forderungen ein. Zudem bemängelte er, dass der Bundesrat aufgrund der Priorisierung
der Steuervorlage 17 die Motion Bischof liegen lasse, wodurch sie womöglich in
Vergessenheit geraten könne. Um dies zu verhindern, solle man die aargauische
Standesinitiative annehmen und so weiter Druck auf den Bundesrat ausüben.
Schliesslich entschied sich Ständerat aber gegen alle fünf Vorlagen: Mit 25 zu 17
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach er sich dagegen aus, der aargauischen
Standesinitiative (St. Iv. 16.318) Folge zu geben. Dasselbe Verdikt traf stillschweigend
auch die übrigen drei Standesinitiativen, während die Motion der FK-NR ohne
Gegenantrag abgelehnt wurde. 4

Indirekte Steuern

Eine Standesinitiative des Kantons Zürich verlangte die Ersetzung der kantonalen
Motorfahrzeugsteuern durch eine eidgenössische Motorfahrzeugsteuer, die durch
einen Zuschlag auf dem Benzin- und Dieselpreis erhoben und deren Erträge
vollumfänglich den Kantonen zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich Strassenbau und
-unterhalt zurückerstattet werden sollten. Der Ständerat lehnte die Initiative mit 27 zu 4
Stimmen ab, weil der grenznahe Benzintourismus durch eine Erhöhung des
Treibstoffpreises wegfallen und damit dem Bund Mindereinnahmen einbringen würde.
Ferner hätte eine eidgenössische Motorfahrzeugsteuer Schwierigkeiten bei der
Festlegung des Verteilschlüssels für die Rückleistungen an die Kantone verursacht
sowie ein Eingriff in die kantonale Steuerhoheit dargestellt. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.10.1998
URS BEER

Beide Räte gaben einer Standesinitiative des Kantons Zürich, die den öffentlichen
Verkehr unter einen reduzierten Steuersatz stellen und ihm den vollen Vorsteuerabzug
gewähren wollte, keine Folge. Die vorberatende Kommission des Ständerates wollte im
Bereich des Service public keine Sonderregeln einführen und verwies auf die Beratung
zum neuen MWStG, in welcher dasselbe Anliegen bereits abgelehnt worden war.
Bahngewerkschafter Leuenberger (sp, SO) unterstützte dagegen die Initiative. Die
Förderung des öffentlichen Verkehrs entspreche einem hohen verkehrspolitischen Ziel
und die Besteuerung von Subventionen sei überhaupt ein Unsinn. Mit dem Hinweis auf
die EU, deren Staaten alle einen Sondersatz für den ÖV kennen, unterstützte auch
Spoerry (fdp, ZH) das Begehren. Der Rat lehnte die Standesinitiative aber mit 19 zu 14
Stimmen ab. Im Nationalrat stellte sich die Kommissionsmehrheit dem Anliegen
ebenfalls entgegen. Kaufmann (svp, ZH) und Favre (fdp, VD) störten sich an der
Wettbewerbsverzerrung gegenüber dem privaten Verkehr. Eine Förderung auf dem
Subventionsweg sei eher zu begrüssen. Mit 84 zu 72 Stimmen wurde der
Standesinitiative keine Folge gegeben. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Finanzausgleich

Die Regierungen von Geberkantonen übten zunehmend Kritik an der Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). Zum
einen forderten die Zentrumskantone Zürich, Genf, Waadt und Basel-Stadt angesichts
der drohenden Steuerausfälle im Zusammenhang mit dem Steuerstreit mit der
Europäischen Union (EU) kompensatorische Massnahmen bei der Festlegung der
Ausgleichszahlungen. Zum anderen stellten die finanzstarken Kantone Zug und Schwyz,
welche pro Kopf am meisten in die Ausgleichstöpfe einzahlten, das Ausmass der
interkantonalen Solidarität in Frage. Vor diesem Hintergrund forderte eine
Standesinitiative des Kantons Schwyz eine Anpassung des Finanz- und
Lastenausgleichs. Im Zentrum stand die Schaffung einer neutralen Zone. Demnach
sollten ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung bereits vor dem
Ausgleich erreichten, keine Transferzahlungen mehr erhalten. Diese sollten also den
ressourcenschwächsten Kantonen vorbehalten werden. In der Herbstsession gab der
Ständerat der Standesinitiative mit 30 zu 10 Stimmen keine Folge. Dieser Entscheid war
insofern nicht überraschend, als die Vertreter der Bezügerkantone in der kleinen
Kammer über eine solide Mehrheit verfügten. Der Entscheid des Nationalrats war noch
hängig. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

La petite chambre a rejeté une seconde initiative du canton de Zurich qui demandait
que la Confédération perçoive une taxe kilométrique sur les voitures, redistribuée
ensuite de manière égale et individuelle à la population. La Commission «santé et
environnement» a considéré que cette mesure aurait des répercussions négatives sur
les relations de la Suisse avec les autres pays d'Europe. Elle a vu, de plus, une injustice
sociale dans ce système de taxation égalitaire. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.1989
SERGE TERRIBILINI

Deux initiatives cantonales similaires émanant de Berne (88.206) et de Zurich (87.206)
ont été rejetées par le Conseil national. Elles demandaient que la Confédération inclue
dans le prix du carburant une taxe qu'elle prélèverait et qu'elle répartirait ensuite entre
les cantons de manière proportionnelle au nombre de véhicules qui y sont
immatriculés. Cette taxe aurait remplacé les impôts perçus jusqu'ici par les cantons.
Les initiants prétendent que cela serait un renoncement à taxer la simple détention
d'un véhicule au profit de son utilisation; cela représenterait une bonne application du
principe du pollueur-payeur qui contraindrait les automobilistes à conduire de manière
plus économique et à utiliser les transports publics. La commission du Conseil national
estima que la Suisse aurait trop de problèmes si elle adoptait un système de taxation
différent des autres pays européens. En outre, cela aurait créé une discrimination
entre les Suisses et les frontaliers. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.09.1989
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national, tout comme la petite chambre en 1989, a décidé de ne pas donner
suite à l'initiative du canton de Zurich demandant que la Confédération perçoive une
taxe kilométrique sur les véhicules automobiles, qui serait redistribuée ensuite de
manière égale et individuelle à la population (écobonus). La majorité de la chambre a
estimé que les derniers développements en la matière ne permettaient pas d'accepter
le texte; en 1991, après avoir adopté le principe de l'écobonus, le Conseil fédéral, après
diverses recherches, s'est heurté a des problèmes techniques et financiers qui l'on
conduit a abandonner cette idée. En outre, l'annonce de la création d'un écobonus
avait soulevé de vastes protestations, autant dans la population que dans le monde
politique. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.01.1992
SERGE TERRIBILINI
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Strassenverkehr

Einen Erfolg auf regionaler Ebene erzielten die Autobahngegner im Kanton Zürich, wo
der Souverän die Einreichung einer Standesinitiative gegen das geplante Teilstück der
N4 durch das Knonauer Amt beschloss und gleichzeitig die vom Kantonsrat
unterstützte Gegeninitiative des TCS verwarf Im Kanton Bern lancierte der VCS eine
Doppelinitiative, mit der er das Standesinitiativrecht auf das Volk übertragen und damit
den Verzicht auf den Ausbau der Grauholz-Autobahn erreichen möchte  (siehe auch
Tunnelvariante Po. 85.326). Im Streit um den Bau der N8 konnte ein alle Seiten
befriedigender Kompromiss gefunden werden: Vertreter der Kantone Bern und
Obwalden sowie des Bundes einigten sich darauf, auf die namentlich von der «Pro
Obwalden» bekämpfte Brünig-Autobahn vorläufig zu verzichten und den Verkehr
weiterhin auf der alten Passstrasse zu führen, während Ortsumfahrungen die Dörfer
entlasten sollen (Bzgl. N8 siehe auch Ip.  85.574). Die eidgenössischen Räte waren
dagegen nicht bereit, der Opposition gegen umstrittene Nationalstrassen-Teilstücke
stattzugeben: Mit grossem Mehr lehnten sie die 1983 eingereichte Standesinitiative (St.
Iv. 83.202) des Kantons Solothurn ab, welche die Überprüfung des N5-Abschnitts
Zuchwil-Biel verlangte. Dabei machten namentlich Vertreter der Nachbarkantone Bern,
Neuenburg und Jura das nationale Interesse an der raschen Realisierung einer
durchgehenden Jurasüdfuss-Autobahn als wichtige Verbindung zwischen der Deutsch-
und der Welschschweiz geltend. Den Landschaftsanliegen soll jedoch bei der
Ausführung Rechnung getragen werden. Ohne Empfehlung überwiesen National- und
Ständerat sieben Petitionen (siehe Pet. 83.257) zur umstrittenen Linienführung der N3
im Raum Bözberg-Birrfeld (AG) an die in dieser Frage zuständige Regierung. Ferner
genehmigten sie einstimmig ein Abkommen mit Frankreich (siehe BRG 85.003), welches
den Bau einer Autobahnbrücke bei Genf als Verbindung der N1 mit der französischen
A40 vorsieht und den Autobahnzusammenschluss regelt. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.11.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Eisenbahn

Nachdem der Ständerat einer Standesinitiative aus Zürich zum Bau des Brüttener
Tunnels in der Variante kurz (Bassersdorf/Dietlikon-Winterthur) bis 2025 bereits 2013
keine Folge gegeben hatte, gab dies auch der Nationalrat am 21. März 2014 nicht. Da in
der Beratung von FABI der Brüttener Tunnel bereits verhandelt worden sei, wobei zwar
keine Realisierung bis 2025, aber doch Projektierungsarbeiten beschlossen worden
seien, sei der Standesinitiative keine Folge zu leisten. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.03.2014
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Suite au large rejet populaire de l’initiative du parti radical visant à restreindre le droit
de recours des organisations de protection de l’environnement l’année précédente, les
chambres ont décidé respectivement de classer et de ne pas donner suite à deux
initiatives émanant des cantons d’Argovie et de Zurich allant dans le même sens(Kt.Iv.
Zurich; 06.304). 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.03.2009
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Suchtmittel

Die Entschiedenheit des Nationalrates, bei der Entkriminalisierung des
Betäubungsmittelkonsums vorwärts zu machen, schlug sich auch in der Behandlung von
drei Standesinitiativen nieder. Eine Initiative des Kantons Solothurn, welche eine
völlige Strafbefreiung des Konsums illegaler Drogen verlangt, war 1996 vom Ständerat
abgelehnt worden, da auf anstehende Lösungsvorschläge des Bundesrates hingewiesen
werden konnte. Da diese auf sich warten liessen und die Initiative der privilegierten
Stossrichtung der nationalrätlichen SGK entspricht, beantragte diese dem Plenum
Annahme des Vorstosses. Zwei vom Ständerat noch nicht behandelte Standesinitiativen
der Kantone Basel-Land und Zürich (St. Iv. 98.300) möchten die ersatzlose Streichung
der Cannabisprodukte aus dem Betäubungsmittelgesetz erreichen; diese Vorschläge
nehmen das „mittlere“ Modell der SGK des Nationalrates auf, weshalb diese auch hier
sinngemäss Zustimmung beantragte. In einer gemeinsamen Abstimmung wurden die
drei Standesinitiativen mit dem sehr knappen Mehr von 67 zu 66 Stimmen
gutgeheissen. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat mit zwei Standesinitiativen der
Kantone Baselland und Zürich (St.Iv. 98.300), welche den straffreien Konsum von
Cannabisprodukten verlangen. Er schloss sich dem Nationalrat an und hiess die beiden
Standesinitiativen mit 26 zu 12 resp. 20 zu 19 Stimmen gut. Da die grosse Kammer im
Vorjahr mit der gleichzeitigen Annahme einer noch weiter gehenden Standesinitiative
des Kantons Solothurn, welche der Ständerat 1996 abgelehnt hatte, eine Differenz
geschaffen hatte, musste sich dieser erneut mit diesem Begehren beschäftigen. Da die
Solothurner Initiative im Nationalrat ebenfalls umstrittener gewesen war als die beiden
anderen, blieb die kleine Kammer ihrem früheren Entscheid treu und verwarf sie mit 38
zu 1 Stimmen. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.03.2000
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine von den Grünen unterstützte Standesinitiative des Kantons Zürich forderte die
Gleichbehandlung bei der Bemessung der AHV-Altersrenten, unabhängig vom Zivilstand
der Anspruchsberechtigten. Die Kommission des Nationalrates beantragte, der
Initiative keine Folge zu leisten. Obwohl sie die so genannte Heiratsstrafe als störend
empfand, hätten Ehepaare und registrierte Partnerschaften immer noch zahlreiche
Vorteile in der AHV gegenüber Konkubinatspaaren. Der Nationalrat folgte seiner
Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 13.05.2009
LINDA ROHRER

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Dennoch wuchs der Druck aus den Kantonen weiter. Im Anschluss an die Beratung des
Berichtes des Bundesrates zur Ausländer- und Asylpolitik behandelte der Ständerat
eine Standesinitiative des Kantons Zürich, welche eine jährliche Kontingentierung der
einreisenden Asylbewerber, eine Beschleunigung des Verfahrens und eine
unverzügliche Ausreise im Fall der Wegweisung sowie mehr entwicklungspolitische
Massnahmen in den Herkunftsländern verlangte. Unter Hinweis auf die internationalen
Konventionen lehnte der Rat den ersten Punkt der Initiative ab und schrieb die
restlichen Forderungen als erfüllt ab. Das Aargauer Parlament beschloss, eine noch
weiter reichende Standesinitiative einzureichen, welche Asylnotrecht,
Kontingentierung und sofortige Ausschaffung illegal Eingereister verlangt. Der Grosse
Rat des Kantons Luzern hiess ebenfalls eine Standesinitiative gut, welche aber deutlich
moderater ist; er wollte denn auch sein Begehren, welches unter anderem mehr
kantonale Kompetenzen bei der Erteilung von Härtefallbewilligungen fordert, als
deutliches menschliches Gegenzeichen zu jener des Kantons Aargau verstanden wissen.
Im Kanton Thurgau reichte die SVP eine Volksinitiative für eine Standesinitiative ein,
welche die Einführung einer Quotenregelung anstrebt. Hingegen wies der Solothurner
Kantonsrat mit deutlicher Mehrheit eine diesbezügliche Motion der Auto-Partei ab. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
MARIANNE BENTELI
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Ebenfalls zurückgewiesen wurde die zentrale Forderung einer Standesinitiative des
Kantons Zürich, welche vom Bundesrat eine Stabilisierung der Asylbewerberzahlen
verlangte. Zwei weitere Punkte der Initiative – Beschleunigung des Verfahrens und
Präventivmassnahmen im Bereich der Aussenpolitik, des Aussenhandels und der
Entwicklungspolitik – wurden als erfüllt abgeschrieben. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.01.1992
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

La commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ CN) a suivi son
homologue du Conseil des Etats en donnant suite à une initiative cantonale zurichoise
qui demande qu’une base légale soit créée afin d’harmoniser les avances et le
recouvrement des pensions alimentaires. 19
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